
Bericht über die öffentliche Sitzung des Verbandsgemeinderates Maifeld vom
13.02.2008

Top-Nr.: 1 Einwohnerfragestunde

Den Einwohnern wurde die Gelegenheit gegeben, über Angelegenheiten des örtlichen Bereiches
Fragen zu stellen.

Top-Nr.: 2 Schulentwicklung auf dem Maifeld

Das Gremium kann sich grundsätzlich die Einrichtung einer Integrierten Gesamtschule vorbe-
haltlich der positiven Elternbefragung vorstellen. Die Verbandsgemeindeverwaltung wird beauf-
tragt die Elternbefragung mittels des vorgestellten Fragebogens durchzuführen. Im Falle des
positiven Votums der Elternschaft wird die Verbandsgemeindeverwaltung einstimmig beauftragt
die erforderlichen Schritte zur Beantragung einer IGS am Standort Polch zu veranlassen. Sollte
die Elternbefragung nicht zu einem positiven Ergebnis kommen, soll zum nächstmöglichen Zeit-
punkt die Einrichtung einer „Realschule Plus“ beantragt werden.

Top-Nr.: 3 Haushaltsplan 2008 sowie Erlass der Haushaltssatzung für das Jahr 2008

Nach Erörterung einzelner Sachfragen beschließt das Gremium einstimmig die Annahme des
Haushaltsplanes 2008 sowie den Erlass der Haushaltssatzung 2008.

Top-Nr.: 4 Antrag der SPD-Fraktion auf Änderung der Hauptsatzung der Verbandsgemeinde
Maifeld

A. Das Gremium beschließt mit 30 Ja- bei 2 Neinstimmen, dass  für die Mitglieder der in der
Verbandsgemeinde Maifeld aktiven Beiräte künftig ein Sitzungsgeld in Höhe des für die Rats-
mitglieder gezahlten Sitzungsgeldes von derzeit 45,-- EUR pro Sitzung gezahlt werden soll. Die
Anzahl der Sitzungen wird auf 2 pro Jahr festgelegt. Die Hauptsatzung ist entsprechend zu än-
dern.

B. Das Gremium beschließt mit 10 Ja- bei 21 Neinstimmen, dass für die Teilnahme an den ge-
meinsamen Besprechungen der Bürgermeisterin mit den Beigeordneten und den Fraktionsvorsit-
zenden im Verbandsgemeinderat Maifeld zukünftig ein Sitzungsgeld gezahlt werden soll.

Der Antrag wurde somit abgelehnt.



Top-Nr.: 5 Antrag der FWG-Fraktion auf Änderung der Hauptsatzung der Verbandsgemeinde
Maifeld

Das Gremium beschließt mit 2 Ja- und 30 Neinstimmen, dass für jede Fraktionssitzung grund-
sätzlich nur ein Sitzungsgeld gewährt werden soll. Dies Anzahl der zu gewährenden Sitzungs-
gelder  kann sich um ein weiteres Sitzungsgeld erhöhen, wenn der Haushaltsplan oder ein
Nachtragshaushaltsplan auf der Tagesordnung stehen.

Der Antrag wurde somit abgelehnt.


